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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

eigentlich haben wir uns alle daran ge-
wöhnt, dass auf magere Jahre (im Alten
Testament waren es sieben) auch wieder
fette Jahre folgen.

Doch dies scheint für die Polizei in Ba-
den-Württemberg heute nicht mehr zu
gelten, denn zumindest seit der „Jahrtau-
sendwende“ geht es mit dieser, unserer
Polizei nur bergab – personell, materiell
und strukturell. Es ist schon beängstigend,
mit welcher Ignoranz der Karren Polizei
und damit die innere Sicherheit von den
politisch Verantwortlichen an die Wand
gefahren wurde. Heute, fünf Minuten vor
Zwölf, hilft nur noch eine Radikalkur,
um diese Polizei nicht nur am Leben zu
erhalten, sondern sie auch für zukünftige
Herausforderungen aufzustellen.

Wir als GdP haben schon immer die in-
nere Sicherheit nach Kassenlage kriti-
siert, wir waren schon immer unbequem
und wurden nicht nur einmal deswegen
an den Pranger gestellt.

Wir haben schon immer den offenen
und versteckten Personalabbau, die
strukturelle Unterfinanzierung der Poli-
zei und die fehlenden Perspektiven der
Beschäftigten in dieser Polizei kritisiert.
Mit unzähligen Pressemeldungen und
zahlreichen öffentlichen Aktionen und
Demonstrationen haben wir unsere Kri-
tik und unsere Forderungen unterstri-
chen.

Spektakulär war die Aktion „Schutz-
mann“, als wir am 25. 10. 2007 gemein-
sam mit DPolG und BDK 1000 Luftbal-
lons mit kleinen „Schutzmännern“ vom
Stuttgarter Schlossplatz aufsteigen lie-
ßen. Die Ballons symbolisierten die tau-
send Stellen, die die damalige Landesre-
gierung bei der Polizei gestrichen und tat-
sächlich abgebaut hat.

Wir haben seit Jahren auf den katas-
trophalen Altersaufbau bei der Polizei
hingewiesen. Diese Entwicklung war ab-
zusehen und niemand soll heute so tun,
als wäre er oder sie davon überrascht
worden. Man wird nicht schlagartig oder
überraschend 60 Jahre alt!

Wir haben als GdP immer wieder die
strukturelle Unterfinanzierung dieser

Polizei kritisiert und festgestellt, dass glo-
bale Minderausgaben nicht die Lösung
sein können. Wir haben davor gewarnt,
die Polizei, die innere Sicherheit zur
Haushaltssanierung heranzuziehen – sie
taugt einfach nicht dazu. Wer mit dem
Feuer spielt, braucht sich nicht zu wun-
dern, wenn auf einmal das ganze Haus
brennt. Wir haben fast schon gebetsmüh-
lenhaft auf die Finanzprobleme hinge-
wiesen und wurden hierfür sogar öffent-
lich getadelt.

Die GdP hat schon immer für struktu-
relle Verbesserungen gekämpft und zwar
für alle Beschäftigten in dieser Polizei.

Die GdP steht für die Zweigeteilte
Laufbahn (andere haben diesen Weg lei-
der wieder verlassen), für die Forderun-
gen nach einer besseren Stellensituation
in der Verwaltung und die Ausbildung
zur/m Polizeifachangestellten.

Heute, da die Polizei dieses Landes vor
dem wohl radikalsten Schnitt steht, lacht
niemand mehr über uns. Vielmehr gibt
man uns Recht und kritisiert die Ver-
säumnisse der vergangenen Jahre. Hätte
die verantwortliche Politik die Reform
dieser Polizei bereits in den 90er-Jahren
des letzten Jahrhunderts begonnen, denn
bereits damals wurden Fehlentwicklun-
gen erkannt, hätte man sie behutsam kor-
rigieren können. Heute ist eine schmerz-
hafte Radikalkur erforderlich, die sicher-
lich einige Wunden hinterlassen wird.
Heute wissen wir: der Polizei fehlt Perso-

nal und sie ist „chronisch“ unterfinan-
ziert. Der Weg in die Zweigeteilte Lauf-
bahn, die Ausbildung zur/m Polizeifach-
angestellten und bessere Perspektiven
für die Verwaltungsbeamten stehen im
Koalitionsvertrag. Gleichzeitig hat sich
diese Landesregierung verpflichtet, die
Neuverschuldung drastisch zurückzufah-
ren – was bedeutet, dass kaum zusätzliche
Mittel aus dem Landeshaushalt zu erwar-
ten sind und dass die Polizei ihren Teil für
diese Verbesserungen beitragen muss.
Nur wenn wir dazu in der Lage sind, kön-
nen wir ggfs. auch auf Unterstützung von
außen rechnen. Der (neue) Weg heißt:

Eine Polizeistrukturreform aus der
Polizei heraus für die Polizei.

Viele werden sagen, schon wieder eine
Reform. Doch dieses Mal findet „diese
Reform“ unter anderen Vorzeichen statt.
Das eingesparte Geld bleibt bei der Poli-
zei und es werden keine Stellen abgebaut.
Diese Grundbedingungen standen für
uns von Anfang an fest. Wir haben sie im-
mer wieder gefordert und haben mehr-
fach politische Zusagen erhalten – in öf-
fentlichen und persönlichen Gesprächen.
Es gibt bisher auch keinen Grund daran
zu zweifeln.

Wenn aber alles, was wir jahrelang an-
geprangert und verurteilt haben, richtig
war und ist, ist es dann nicht nur konse-
quent, dass wir uns in die Polizeistruktur-
reform einbringen, sie kritisch konstruk-
tiv begleiten?

Dürfen unsere Mitglieder nicht erwar-
ten, dass ihre GdP ihre Interessen vertritt
und mit Argusaugen auf die sozialver-
trägliche Umsetzung schaut?

Wir haben uns als GdP intensiv mit der
Strukturreform auseinandergesetzt und
eigene Gedanken, Forderungen und Er-
wartungen erarbeitet und eingebracht –
zumal unsere unmittelbare Mitarbeit im
Projekt offensichtlich verhindert wurde.
Wir haben unsere Gedanken und Anre-
gungen dort angebracht, wo man sie um-
setzen kann.

Inzwischen liegt ein politisches Ergeb-
nis vor. Sicher ist auch diese Reform kein
Wunschkonzert, es wird sich vieles än-

Schlechte Zeiten! – Gute Zeiten?
Von Rüdiger Seidenspinner, GdP-Landesvorsitzender
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Die Landesredaktion ist unter
der E-Mail-Adresse redaktion@gdp-
bw.de zu erreichen.

Bitte alle Artikel, die in der Deut-
schen Polizei, Landesjournal, oder in
der GdP digit@l veröffentlicht werden
sollen, an diese E-Mail Adresse sen-
den.

In dringenden Fällen erreicht Ihr
uns auch unter der GdP-Mobile-Nr.
0 15 25/4 11 10 58.

Der Redaktionsschluss für die Juni-
Ausgabe 2012 des Landesjournals
Baden-Württemberg ist Freitag, der
4. Mai 2012, und für die Juli-Ausgabe
2012 Freitag, der 8. Juni 2012.

Nicht rechtzeitig zum Redaktions-
schluss eingesandte Artikel können
von uns leider nicht mehr berücksich-
tigt werden.

Zur einfacheren Bearbeitung bitten
wir um Übersendung von unforma-
tierten Texten ohne Fotos, diese bitte
separat zusenden.

Wolfgang Kircher und
Thomas Mohr

dern. Veränderungen in mancher persön-
lichen Lebensplanung werden nicht aus-
bleiben, aber jede Veränderung bietet
auch eine Chance
und es gibt noch
immer viel Gestal-
tungsspielraum.

Die Reinform
der Polizeistruk-
turreform werden
die voll zu spüren
bekommen, die uns
über 50-Jährigen in
den Ruhestand
verabschieden wer-
den. Es ist eine Re-
form für die nächs-
te Polizeigenerati-
on.

Wir als GdP wol-
len und werden für
unsere Kolleginnen und Kollegen das
bestmögliche aus der Reform herausho-
len und den Schutzschirm der Sozialver-
träglichkeit möglichst über alle spannen.

Doch dazu müssen wir im Boot sitzen,
ja wir müssen mitrudern und mitsteuern,
um die Richtung mitgestalten zu können.

Das wird viel Schweiß und Anstren-
gung kosten.

Besserwisserei und grundsätzliche Ab-
lehnung nützt niemand. Sicher ist es

leichter und populistischer am Ufer zu
stehen und denen im Boot zuzurufen,
dass sie in die falsche Richtung rudern.
Doch das stört, lenkt ab und bringt uns
nicht wirklich weiter. „,Die am Ufer‘ ha-

ben bisher nicht gezeigt, dass sie es besser
können, obwohl sie die Chance hatten.“
Wir als GdP bringen uns ein, arbeiten mit
und streiten im Sinne der Sache – nämlich
für die Belange unserer Kolleginnen und
Kollegen und für die Zukunft unserer
Polizei.

Dies ist kein einfacher Weg, aber ge-
meinsam können wir ihn gehen.

Euer Rüdiger Seidenspinner
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AUS DER REDAKTION

1000 Luftballons für 1000 bei der Polizei abgebauten und gestriche-
nen Stellen. (Aktion der Kooperation der Polizeigewerkschaften am
25. 10. 2007 auf dem Schlossplatz in Stuttgart)

Ergebnisse des Gewerk-
schaftsbeirats vom 8. 3. 2012

Der Gewerkschaftsbeirat (das zweit-
höchste GdP-Beschlussgremium zwi-
schen den Delegiertentagen, der am
7. und 8. 3. tagte), hat sich mit überwälti-
gender Mehrheit (eine Gegenstimme,
fünf Enthaltungen) für eine weiterhin
konstruktiv kritische Begleitung der
Strukturreform ausgesprochen.

Unabdingbare Forderungen der Ge-
werkschaft der Polizei sind, unabhängig
von der Entwicklung der Struktur,
– eine sozialverträgliche Umsetzung im

Rahmen einer noch zu vereinbarenden
Dienstvereinbarung,

– Beteiligung der Personalvertretung
über die bestehenden gesetzlichen Re-
gelungen hinaus. ggfs. sind Gesetze zu
ändern oder erforderliche gesetzliche
Ausnahmereglungen zu schaffen.

– Investition der erwirtschafteten Ein-
sparungen in lang fällige Strukturver-

besserungen bei der Polizei dieses Lan-
des die da sind:

– Einführung der Zweigeteilten Lauf-
bahn bei der Polizei in Baden-Würt-
temberg,

– die Qualifizierung und Höherbewer-
tung im Tarifbereich, verbunden mit
der Einführung der Polizeifachange-
stellten,

– bessere Aufstiegsmöglichkeiten und
Bewertung für unseren Verwaltungsbe-
reich.
Hierzu fordern wir als Rahmenkrite-

rien zur Umsetzung folgende Eckpunkte,
die im Folgenden noch im Detail erläu-
tert werden:
– sozialverträgliche Umsetzung,
– kein Verdrängungseffekt von oben

nach unten,
– nur freie, im Zuge der Strukturreform

neu geschaffene oder frei werdende
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Stellen sind auszuschreiben bzw. zu be-
setzen (es darf kein Verdrängungsef-
fekt entstehen),

– ergebnisoffenes Interessensbekun-
dungsverfahren,

– bürger- und basisnahe Servicedienst-
stellen/-leistungen,

– Beteiligung der Berufs- und Personal-
vertretungen über die rechtlichen Vor-
gaben hinaus,

– zügige Umsetzung, aber keine sozial-
schädliche Hektik.
Wir stellen fest, dass es sich nicht um

eine abschließende Stellungnahme zur
geplanten Umsetzung handelt.

Wir werden den Umsetzungsprozess
begleiten und unser Papier gegebenen-
falls fortschreiben.

Schon jetzt sind Themenkomplexe er-
kennbar, die im Eckpunktepapier über-
haupt nicht aufgezählt sind, wie z. B. die
Autobahnpolizei oder der Bereich AUG
(Arbeitsbereich Umwelt und Gewerbe).
Diese Bereiche scheinen völlig vergessen
worden zu sein, weshalb wir hier auf eine
projektbezogene Einbindung hinweisen
bzw. eigene Vorschläge unterbreiten.

Eine ähnliche Verfahrensweise schla-
gen wir bereits jetzt für die Neustruktu-
rierung des Polizeiärztlichen Dienstes
vor. Obwohl wir vor einem bundesweiten
Fachärztemangel stehen oder gerade
deswegen muss diesem Bereich besonde-
re Aufmerksamkeit gewidmet werden.
Die Organisation „Polizei“ kann auch zu-

künftig auf einen gut funktionierenden
Polizeiärztlichen Dienst nicht verzichten.
Anregungen und Hinweise liegen uns be-
reits vor und sollten aufgegriffen werden.

Mit der Auflösung des einstigen Wirt-
schaftskontrolldienstes hat die Polizei
schon einmal eine für die Bevölkerung
besonders wichtige Einheit zerschlagen.

Trotz Verlagerung der Lebensmittel-
überwachung auf die Landkreise (wo die-
se auch nur bedingt funktioniert), ver-
blieben einige „Restaufgaben“ aus den
Bereichen Umwelt und Gewerbe bei der
Polizei.

Aufgrund der unterschiedlichen Zu-
schnitte wurden diese „Restaufgaben“
im Land ganz unterschiedlich organisiert.
Die Strukturreform böte nun die Chance,
eine einheitliche Struktur im Lande und
die erforderlichen Rahmenbedingungen
zu schaffen, so dass „Personen und Auf-
gabe“ zusammenbleiben können. Glie-
derung und Anbindung dieser Spezial-

aufgabe sollte in einer Teilprojektgruppe
diskutiert und geplant werden, welche
dann dem Teilprojekt „Regionalpräsi-
dien“ zuarbeitet.

Ziel ist, dass hier nicht noch einmal
völlig ohne Not Spezialwissen und Erfah-
rung verlorengehen.

In dieser und wahrscheinlich auch in
der nächsten Ausgabe der Deutschen Po-
lizei werden wir die Arbeitsgruppener-
gebnisse vorstellen. RSeid
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GdP-BILDUNGSARBEIT

Seminarpro-
gramm für 2012

Der GdP-Landesbezirk führt 2012
nachfolgende Seminare und Bildungs-
maßnahmen durch. Alle unsere Semi-
nare finden in der Außenstelle der
Akademie der Polizei statt.

17. bis 19. Sept.: GdP-Tarifseminar
für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer.

10. bis 12. Okt.: GdP-Seminar „Vor-
bereitung auf den Ruhestand“. Für
alle die schon im Ruhestand sind oder
demnächst kommen, Veranstalter die
Seniorengruppe, die Mitnahme der
Ehepartner oder Lebensgefährten ist
möglich.

In Planung sind zwei eintägige Schu-
lungen für Seniorenvertreter in den
Kreisgruppen in den Regierungsbezir-
ken Tübingen im ersten Halbjahr 2012
und Stuttgart im zweiten Halbjahr
2012. Veranstalter ist die Senioren-
gruppe. Außerdem werden nach Be-
kanntwerden weiterer Ergebnisse zur
Polizeistrukturreform voraussichtlich
im zweiten Halbjahr weitere Veran-
staltungen für Personalräte folgen.

Außer für die Seniorenveranstal-
tungen kann für alle Seminare Sonder-
urlaub nach der AZUVO beantragt
werden. Die Seminarkosten werden
von der GdP übernommen.

Anmeldungen sind ab sofort über
die GdP-Geschäftsstelle bei Andrea
Stotz, Tel. 07 0 42/87 90, oder andrea.
stotz@gdp-bw.de möglich.

Dort erhaltet ihr auch weitere In-
fos.

Weitere Seminare werden von der
GdP Bund und der Jungen Gruppe
Bund durchgeführt. Informationen
darüber findet ihr im Internet oder in
der Deutschen Polizei. WKi

Sozialverträgliche Umsetzung
der Polizeistrukturreform

Als wichtigste Forderung steht die
„Sozialverträglichkeit“.

Mit ihr fällt oder steht die Reform. Be-
kanntlich wird bei einer schnellen Um-
setzung die Sozialverträglichkeit einge-
schränkt, wogegen bei einer „behutsa-
men“ Umsetzung der Sozialverträglich-
keit ein höherer Stellenwert eingeräumt
werden kann.

Deshalb sprechen wir uns eindeutig
für eine behutsame Umsetzung aus, denn
es darf keine Verlierer geben und die
Kolleginnen und Kollegen müssen mitge-
nommen werden.

Ziele:
Für die Gewerkschaft der Polizei

(GdP) stehen folgende Forderungen im
Vordergrund:
– Verhinderung von Personalabbau,
– Verhinderung von Gehaltsverlusten/

Besitzstandswahrung.
– Zumutbarkeitsprüfung von neuen Tä-

tigkeiten.
– Entfernungen zur neuen Dienststelle.
– Versetzungsverfahren/Interessenbe-

kundungsverfahren,
– frühzeitige Beteiligung von Interessen-

vertretungen (Gewerkschaften, Perso-
nalrat, Beauftragte für Chancengleich-
heit, Schwerbehindertenvertretung).
Frühzeitig bedeutet bereits bei den
theoretischen Überlegungen in der
Teilprojektphase. Ggfs. sind aus den
vorhandenen Personalräten „Über-
gangspersonalräte“/Interessenvertre-
tungsgremien zu bilden.
Die GdP strebt eine Dienstvereinba-

rung (DV) zur sozialverträglichen Um-
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setzung der Reform mit dem IM an. Die-
se muss über die Vorgaben des Tarifver-
trags Rationalisierungsschutz (TV
RatSch), der die Möglichkeit einer Ge-
haltsabschmelzung vorsieht, deutlich hi-
nausgehen und soll für alle Statusgruppen
in der Polizei BW (Tarif, Verwaltungs-
dienst und Polizeivollzugsdienst) gelten.

Die DV könnte sich grob an der auf-
grund des Ministerratsbeschlusses vom
26. 1. 1998 zur Schließung der Kfz-Werk-
stätten abgeschlossenen DV orientieren.

Die Umsetzung muss sich an folgen-
den Eckpunkten orientieren:
– Keine Entlassungen von Personal auf

Grund der Strukturreform!
– Bei Wegfall des Arbeitsplatzes muss

der Arbeitgeber einen mindestens
gleichwertigen Arbeitsplatz anbieten
bzw. einen solchen an der neuen
Dienststelle schaffen. Dabei muss si-
chergestellt werden, dass die Eingrup-
pierung von Tarifbeschäftigten auch
langfristig keine Verschlechterung er-
fährt. Dies kann dadurch erzielt wer-
den, dass an der neuen Dienststelle an-
dere, aber gleichwertige Tätigkeiten
übertragen werden. Bsp.: Beim Wegfall
von Dasta-Arbeitsplätzen der EG 6

können diesen Dasta-Beschäftigten mit
ihrer Eingruppierung neue Aufgaben
übertragen werden, z. B. die Tätigkei-
ten einer Angestellten im Bürodienst in
der EG 6.

– Entscheidungen über Versetzungen
dürfen nur im Einvernehmen mit den
Betroffenen und den Interessenvertre-
tungen (PR, BfC und SBV) getroffen
werden.

– Für strittige Fälle ist eine durch die
Dienststelle und die Interessenvertre-
tungen paritätisch besetzte Clearing-
stelle einzurichten.

– Die Auswahlkriterien für die Stellenbe-
setzungen sind zwischen Dienststelle
und Interessenvertretungen vor Ort zu
vereinbaren.
Die Beteiligten einigen sich dabei auf

geeignete Kriterien. Über die Kriterien
Eignung, Befähigung und fachliche Lei-
stung hinaus sind insbesondere die per-
sönlichen, wirtschaftlichen und sozialen
Verhältnisse der Betroffenen zu berück-
sichtigen.
– Beim Wegfall des Arbeitsplatzes haben

Beschäftigte ein Recht auf Aus- und
Fortbildung. Damit soll sichergestellt
werden, dass ihnen mindestens ein
gleichwertiger Arbeitsplatz zur Verfü-
gung gestellt werden kann.

– Beschäftigten im Schicht- und Wechsel-
schichtdienst soll die Möglichkeit ein-
geräumt werden, auch weiterhin Tätig-
keiten im Schichtdienst zur verrichten
(kein Wegfall der Schichtdienstzula-
gen!). Dabei können die Beschäftigten
Verwendung im KDD und auf den Poli-
zeirevieren finden.

– Bei einem Interessenbekundungsver-
fahren (IBV), das auch befristete Stel-
len mit einbezieht, sollen sowohl Stel-
leninhaber/-in wie die derzeitige Ver-
tretung zu ihren Wünschen befragt wer-
den. Bei strittigen Fragen kann die
Clearingstelle eingeschaltet werden.

– Die Anzahl der Telearbeitsplätze soll
ausgebaut werden, um soziale Härten
abzufedern.

– Nur freie, frei werdende oder durch die
Polizeistrukturreform neu geschaffene
Stellen sollen ausgeschrieben werden.

– Einsparpotenziale aus Stellen sollen
zur Finanzierung von höherwertigen
Tarifstellen verwendet werden. Ein
Verdrängungseffekt von oben nach un-
ten ist zu vermeiden.

– Abfindungen sollen grundsätzlich kei-
ne angeboten werden. Die Polizeistruk-
turreform darf nicht zum Stellenein-
sparprogramm für die Polizei werden.

RSeid

Präsidium Aus- und Fortbildung
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Ausgangslage:
• Bestandskollegen mD mit Abitur.
• Bestandskollegen mD ohne Abitur.
• Organisationsstruktur ist fest und nur

innerhalb der Säulen veränderbar.
Vornean steht die Forderung, die zu-

künftigen Bildungsstandorte frühzeitig
zu definieren und den Bedarf an der zu-
künftigen Ausbildungslandschaft zu ori-
entieren (Bsp. Zweigeteilte Laufbahn,
qualifizierte Aus- und Fortbildung, etc.)

Es wird davon ausgegangen, dass die
Struktur der Präsidialebene in den Un-
tergliederungen ähnlich gestaltet sein
wird. Das bedeutet, dass es dort ebenfalls
die Felder Öffentlichkeitsarbeit/Con-
trolling/Qualitätsmanagement sowie
ÖPR/Schwerbehindertenvertretungen/
BfC in irgendeiner Form geben wird.

Hochschule für Polizei
Die Hochschulsäule wirft die Frage

auf, warum sie nicht eigenständig ist und
der Leiter der Hochschule somit einem
Präsidium untersteht. Hier ist vorab zu
prüfen, ob durch die Einbindung in ein
Präsidium der Hochschulcharakter ge-

fährdet ist oder ob sie im Quervergleich
mit anderen Hochschulen an Bedeutung
verliert?

Institut für Fortbildung und Manage-
ment und Institut für Ausbildung und
Training

Grundsätzlich wird die Unterteilung in
ein Institut für Fortbildung und Manage-
ment und in ein Institut für Ausbildung
und Training begrüßt. Allerdings ist es
dann unabdingbar, dass Aus- und Fort-
bildung klar definiert und zugeordnet
werden.

Dieses Prinzip wird allerdings in der
derzeitigen Zuordnung des Institutsbe-
reiches Einsatztraining unterbrochen.
Einsatztraining wird in unterschiedlicher
Qualität und Ausprägung mit allen Kol-
legen/-innen (also auch im PED) durch-
geführt, wobei die Erfahrungen aus der
Praxis dann in den Ausbildungsbereich
einfließen müssen. Alleine schon der Per-
sonenkreis begründet, dass es sich des-
halb um eine Fortbildung und nicht um
eine Ausbildung handelt und somit im In-
stitut für Fortbildung und Management

richtig angegliedert wäre. Zudem sei der
Hinweis erlaubt, dass es laut VwV fünf
Bereiche im Einsatztraining gibt – im
Eckpunktepapier sind jedoch nur zwei
aufgeführt.

Sollte der Institutsbereich Einsatztrai-
ning bewusst beim Institut für Ausbil-
dung und Training angesiedelt sein, wäre
eine begriffliche Klarstellung sinnvoll,
um Verwechslungen in der Auslegung
vorzubeugen. Der Institutsbereich Ein-
satztraining müsste dann konsequenter-
weise in „Institutsbereich TRAINING“
umbenannt werden. Mit dieser Bezeich-
nung wäre jegliches Training umfasst und
damit beim Institutsbereich Ausbildung
und TRAINING wiederum richtig ange-
gliedert. Aus Effizienzgründen und um
Reibungsverluste zu vermeiden, sollte
zukünftig die Geschäftsstelle Einsatztrai-
ning und das Kompetenz- und Einsatz-
zentrum am gleichen Standort angesie-
delt werden.

Zukünftige Bildungsstruktur
Die Polizeistrukturreform ist für die

GdP unabdingbar mit der Umsetzung der
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Zweigeteilten Laufbahn verbunden. Dies
bedeutet, dass mit der Umstellung der
Bildungsstruktur der Einstieg in die
Zweigeteilte Laufbahn erfolgen muss!

Ab diesem Zeitpunkt darf es dann auch
keine Einstellungen mehr für den mD ge-
ben, denn die Übernahme in den Polizei-
dienst des Landes BW setzt dann zwin-
gend ein abgeschlossenes Fachhochschul-
studium voraus. (Im Übrigen unterliegt
dann dieser Bewerberkreis keinem Aus-
wahlverfahren zum geh. Dienst mehr.)

Die durchgängige eigenverantwortli-
che Ausbildung in einem Institut für Aus-
bildung und Training bis hin zur Fach-
hochschulreife macht durchaus Sinn, al-
lerdings muss aus o. g. Gründen der Na-
me dann zwingend in „Institutsbereich
Ausbildung PVD“ geändert werden.

Über Zahl, Lage und Ausstattung aller
Bildungsstätten kann allerdings erst ent-
schieden werden, wenn die gesamte Bil-
dungslandschaft und der zukünftige Aus-
bildungsbedarf bekannt ist.

Für die zukünftige Ausbildung des Poli-
zeivollzugsdienstes schlägt die GdP folgen-
de Eckpunkte vor (siehe auch Grafik):
1. Ab einem Zeitpunkt X muss jede/r Be-

werber/-in die Hochschule für Polizei
durchlaufen.

2. Grundausbildung und Fachhochschul-
reife wird beim Institut für Ausbildung
und Training mit seinen Außenstellen
durchgängig und eigenständig absol-
viert.

3. Auch zukünftig soll Bewerbern/-innen
mit mittlerem Bildungsabschluss der
Zugang zur Polizei ermöglicht werden.
Diese erhalten eine Einstellungszusage
und müssen dann vor dem eigentlichen
Ausbildungsbeginn eigenständig die
Fachhochschulreife erwerben. Vortei-
le: Reduzierung der Ausbildungs-
kosten, zwei ärztliche Untersuchungen
der Einstellung vorgeschaltet, hohe
Motivation der Bewerber/-innen.

4. Nur nach erfolgtem Abschluss der
Ausbildung erfolgt eine Einstellung als
Polizeikommissar und zugleich die Er-
nennung zum Lebzeitbeamten/-in (Für-
sorgegedanke).

5. Analog zu gleichwertigen Ausbildun-
gen muss eine Wiederholung ohne Pro-
gnose möglich sein.
Deutsch-Französisches-

Sprachzentrum
Das Deutsch-Französische-Sprach-

zentrum, das richtigerweise dem Institut
für Ausbildung und Training angeglie-
dert wird, sollte erweitert und zu einem
allgemeinen Fremdsprachenzentrum mit
erweitertem, bedarfsorientiertem Bil-
dungsangebot ausgebaut werden (z. B.
weitere Fremdsprachen wie Russisch,
Türkisch, etc.).

Institut für Personalgewinnung
Ein eigenständiges Institut für Perso-

nalgewinnung macht mit Blick auf die zu
erwartende Bewerberlage und die Be-
deutung der Nachwuchsgewinnung für
die Polizei durchaus Sinn. Auch die Zen-

tralisierung des Ein-
stellungsverfahrens
sowie eine zentrale
Koordination der
Nachwuchswerbung
machen durchaus
Sinn, wenn die Ein-
stellungsberatung
selbst weiterhin vor
Ort, also bei den bis-
herigen Kreisbehör-
den erfolgt. Eine Zen-
tralisierung der Bera-
tung würde sicherlich
viele potenzielle Be-
werber, insbesondere
aus der Fläche, ab-
schrecken.

Nicht nachzuvoll-
ziehen ist allerdings,
dass bei einer derarti-
gen Gewichtung der
Personalgewinnung
die Ausgestaltung des
Auswahlverfahrens
dem Institutsbereich
Management übertra-
gen werden soll.

LANDESJOURNALBaden-Württemberg

POLIZEISTRUKTURREFORM

Werden Sie Mitglied beim

»Deutschen Roten Kreuz«
Durch eine Teilnahme an einem »Erste Hilfe Kurs« können

Sie gerade bei Autounfällen durch schnelle
Hilfe vor Ort Menschenleben retten!

Spenden Sie Blut - um anderen zu helfen - damit Ihnen
auch geholfen werden kann! Gerade diese Blutspenden haben

schon vielen verunglückten Autofahrern geholfen.

Dieser Eindruck wurde ermöglicht durch

Labor Dr. Gärtner
Elisabethenstraße 11, 88212 Ravensburg, Tel. 07 51 / 5 02-0

So könnte die zukünftige Ausbildung bei der Polizei aussehen.

Anzeige

Die GdP
gratuliert herzlich
Zur Beförderung zum/zur:
Ersten Polizeihauptkommissar
Pforzheim: Ralf Stehle.
Polizeihauptkommissar
Esslingen: Michael Kleiß.
Göppingen PD: Eugen Abt.
Reutlingen: Heiko Weberruss.
Polizeioberkommissar
Alb-Donau/Ulm: Michael Freuding.
Polizeihauptmeister/-in
Rems-Murr-Kreis:
Stephanie Ehrenfeuchter.
Polizeiobermeister-/in
Böblingen PD: Martin Kirschner.
Esslingen: Christine Frey.
Karlsruhe PP: Maren Geukes.
Reutlingen: Diana Ullrich.
Es traten in den Ruhestand:
Rastatt/Baden-Baden:
Johannes Westermann.
(zusammengestellt v. A. Burckhardt)

MITTEILUNGEN

Kastanienfest in
Göppingen

Bereits jetzt schon vormerken!
Das Kastanienfest in der Bereit-

schaftspolizei in Göppingen findet am
Dienstag, dem 3. Juli, Beginn 17.00 Uhr,
statt. Es ist wieder ein umfangreiches und
interessantes Programm in Vorberei-
tung. Wie jedes Jahr wird auch wieder für
das leibliche Wohl gesorgt.

Alle interessierten Kolleginnen und
Kollegen sind herzlich eingeladen.

VORANKÜNDIGUNG
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Das zukünftige Polizeipräsidium Ein-
satz, nach dem derzeitigen Zuschnitt,
dürfte eine große Flächenbehörde mit ei-
ner bisher nicht gekannten Aufgaben-
breite werden.

Vom Grundsatz her macht es durchaus
Sinn, alle Einsatz- und Spezialeinheiten
sowie die „Spezialbereiche“ Polizeihub-
schrauber und Wasserschutz in einer Be-
hörde zu vereinen bzw. unter eine ge-
meinsame Führung und Verwaltung zu
stellen. Konsequenterweise müssten
dann aber auch die Bereiche Autobahn-
polizei und Kampfmittelbeseitigung, auf-
grund ihrer sehr speziellen Aufgabenstel-
lung diesem Präsidium angegliedert sein.
Eine erneute Prüfung in dieser Hinsicht
wird dringend angeraten.

Bezüglich des „präsidialen Überbaus“
verweisen wir auf unsere Vorstellungen,
die bereits im Zusammenhang mit dem
Aufbau der Flächenpräsidien dargestellt
wurden.

Aufgrund der Aufgabenbreite dürften
jedoch zukünftig der Führungs- und Ein-
satzstab sowie das Referat/die Abteilung
Rechtschutz in besonderem Maße be-
troffen sein. Diesen Anforderungen ist
besonders Rechnung zu tragen.

Bezüglich der einzelnen Direktionen
schlagen wir Folgendes vor:

Direktion Bereitschaftspolizei:
Grundsätzlich sollten alle Standorte

erhalten bleiben.
Für die GdP ist es durchaus denkbar,

dass auch an den zukünftigen Instituten
für Ausbildung und Training disloziert
Einsatzeinheiten vorgehalten werden. So
könnten z. B. taktische Züge der Einsatz-
abteilung Göppingen in Biberach oder
der Einsatzabteilung Bruchsal in Lahr
untergebracht werden. Bei einer zentra-
len Führung und Verwaltung in der Di-
rektion wären dort keine weiteren Füh-
rungsstäbe erforderlich.

Dadurch wären weite Anfahrtswege
ausgeschlossen und der Einsatz auch an
weiter entfernten Dienststellen effizien-
ter. Beim derzeit geplanten Zuschnitt wä-
ren Einsätze insbesondere im Süden inef-
fizient oder mit den gültigen Arbeits-
schutz- und Arbeitszeitrichtlinien nicht
vereinbar.

Sollten Mischstandorte nicht realisier-
bar sein, böte sich die Bildung von Ein-
satzeinheiten bei einzelnen Regionalprä-
sidien durchaus an – siehe Begründung
Einsatzeinheiten bei den Polizeipräsi-
dien.

Ergänzend werden dazu folgende For-
derungen erhoben:

• Die Stellen und vor allem die Men-
schen müssen an der Basis, d. h. im opera-
tiven Dienst, ankommen.

• Die bereits zu Beginn geforderte
Aufgabenkritik und Stellenbeschreibung
muss auch in diesem Bereich zu einer
Aufwertung führen, d. h. auch ein DGL/
Zugführer muss eine realistische Per-
spektive haben, das Endamt im gehobe-
nen Dienst zu erreichen.

• Generell gilt, dass der Dienst zu un-
günstigen Zeiten attraktiver gestaltet
werden muss. Hierzu verweisen wir auf
unsere langjährige Forderung nach einer
Faktorisierung dieser Dienstzeiten, ange-
lehnt an den Tarifbereich.

• Bezüglich Ausschreibungs- bzw. In-
teressenbekundungsverfahren, Stellen-
ausschreibung und -besetzung sowie so-
zialverträgliche Umsetzung verweisen
wir auf unsere Ausführung zu Beginn un-
ter „Grundlegendes“.

Polizeireiterstaffel:
Hat sich in ihrer bisherigen Struktur

grundsätzlich bewährt und sollten an den
bisherigen Standorten (und Einsatz-
schwerpunkten) Stuttgart und Mann-
heim vorgehalten werden.

Wasserschutzpolizei:
Im Bereich Wasserschutzpolizei ist

Baden-Württemberg seit langem rich-
tungsweisend. Die Zerschlagung der
einstigen Wasserschutzpolizeidirektion
und die Anbindung der Reviere an die je-
weiligen Polizeidirektionen haben sich
als Fehler erwiesen. Diese Aufgabe ist so

speziell, dass sie landesweit in einer Di-
rektion zusammengefasst gehört. Dabei
ist jedoch auf eine gleichmäßige Auslas-
tung, auch im Vergleich zu anderen Auf-
gabenbreichen, zu achten.

Polizeihubschrauberstaffel:
Die Anbindung der Polizeihubschrau-

berstaffel an das Präsidium Einsatz ist
richtig und konsequent. Nur so ist eine
effiziente Auslastung und Einsatzfähig-
keit garantiert.

Direktion Spezialeinheiten:
Auch die Zusammenführung aller

Spezialeinheiten des Landes in einer Di-
rektion ist nur logisch und konsequent.
Die bisherige getrennte Führung und
Einsatz haben die Arbeitsabläufe und
Zusammenarbeit nur unnötig erschwert.

Einzig die Frage der Standorte der
MEK’s sollte nochmals erörtert werde,
da sie doch zur ständigen Einsatz- und
Ermittlungsunterstützung der bisherigen
Kreisdienststellen herangezogen wur-
den.

Landespolizeiorchester:
Das Landespolizeiorchester wird zwar

als wichtiger und wünschenswerter Teil
der Öffentlichkeitsarbeit aber durchaus
auch sehr kritisch gesehen. Es stellt sich
zumindest die Frage, ob sich die Polizei
dieses Landes in einer derart prekären
Personal- und Finanzsituation auf Dauer
diesen „Luxus“ leisten kann und soll.
Hier gibt es langfristig sicherlich effizien-
tere Lösungen. Wo das LPO zukünftig
angesiedelt ist, dürfte dabei eine unterge-
ordnete Rolle spielen.

Polizeipräsidium Einsatz
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Das Präsidium Technik, Logistik, Ser-
vice entspricht im Großen und Ganzen
der GdP-Forderung nach einem „Poli-
zeitechnikamt“,

das
– eine zentrale, landesweitere Beschaf-

fung, deshalb bessere Preiskalkulation
und bessere Konditionen,

– eine Bündelung von Sachverstand
– sowie eine effizientere Verwaltung von

technischem Gerätschaften ermöglicht.

Bezüglich des „präsidialen Überbaus“
verweisen wir auf unsere Vorstellungen,
die bereits im Zusammenhang mit dem
Aufbau der Flächenpräsidien dargestellt
wurden.

Ergänzend werden dazu folgende For-
derungen erhoben:

• Einbindung des Logistikzentrums
Baden-Württemberg als zentrale Be-
schaffungsstelle (auch für den Bereich
Büro- und Kommunikationstechnik) in

Präsidium Technik, Logistik,
Service
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das neue Präsidium Technik, Logistik,
Service. Die geplante Anbindung direkt
beim IM stellt einen Bruch in einer an
sich klaren Struktur dar.

• Die personelle Ausstattung und der
Sachverstand muss in diesem Präsidium
so ausgerichtet sein, dass zukünftig „tech-
nische“ Großprojekte, wie z. B. der Digi-
talfunk, ohne personelle Unterstützung
aus den Flächendienststellen gestemmt
werden können. Sukzessive ist die Fach-
kompetenz, die zur Zeit noch von Voll-
zugsbeamten/-innen erbracht wird, durch
entsprechendes Tarifpersonal zu erset-
zen. Für diese Aufgabe ist der Vollzugs-
dienst ursprünglich nicht ausgebildet und
auch nicht vorgesehen. Bei entsprechen-

der Eingruppierung ist ausreichend
Fachpersonal auf dem freien Arbeits-
markt rekrutierbar.

• Die Einbindung der Kampfmittelbe-
seitigung in diesem PP ist zwar grundsätz-
lich nicht falsch, sollte aber noch einmal
differenziert betrachtet werden, da auch
eine Anbindung dieser „Spezialeinheit“
an das PP Einsatz durchaus denkbar und
sinnvoll wäre.

Offene Fragen:
• Bei einer konsequenten Umsetzung

der Forderung nach Ersatz von Vollzugs-
beamten/-innen in den Bereichen Tech-
nik, Logistik und Service wäre es durch-
aus denkbar, dass der Präsident dieses
Präsidiums ein Verwaltungsbeamter

oder sogar Tarifangestellter sein könnte.
• Der polizeiärztliche Dienst ist zwar

als flächendeckende Servicedienststelle
vorzuhalten, allerdings zentral zu verwal-
ten und zu koordinieren und somit beim
Präsidium Logistik und Service richtig
angesiedelt. Insbesondere bei den Groß-
einsätzen der vergangenen Jahre hat sich
die auf das ganze Land verteilte Organi-
sation als zusätzlicher Hemmschuh er-
wiesen. Zur flächendeckenden Versor-
gung sind jedoch Außenstellen in ausrei-
chender Anzahl und mit angemessener
personeller und „technischer“ Ausstat-
tung anzustreben. Hier bieten sich sicher-
lich die bisherigen Standorte der Bereit-
schaftspolizei an. WKi

Schlussbemerkung
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Das Ergebnis der Arbeitsgruppe zu
den Polizeipräsidien werden wir aus re-
daktionellen Gründen erst in der nächs-
ten Ausgabe der Deutschen Polizei ver-
öffentlichen können. Die Gewerkschaft
der Polizei will mit dieser Stellungnahme
und den enthaltenen Anregungen und
Forderungen den Sach- und Fachver-
stand ihrer Gremien aber insbesondere
der polizeilichen Basis mit einbringen.
Ziel ist, diese, unsere, Polizei für die Zu-
kunft auszurichten und das Personal auf
diesem Wege möglichst sozialverträglich
mitzunehmen. In diesem Sinne bieten wir
unsere konstruktiv kritische Mitarbeit

an, stehen jederzeit für weitere Fragen
oder Erläuterungen zur Verfügung, er-
warten aber auch im Gegenzug eine offe-
ne Zusammenarbeit und frühzeitige Ein-
bindung.

Eine bisher nicht gelöste Frage ist die
personalrätliche Vertretung in der Über-
gangs- und Aufbauphase. Hier ist eine
großzügige, am Grundsatz der vertrau-
ensvollen Zusammenarbeit orientierte
Lösung anzustreben. Sollten keine örtli-
chen Personalratsvertreter/-innen vor-
handen sein, wäre eine Vertretung über
den HPR vorstellbar. Dort müsste dann
ggfs. auch über die Personalentscheidun-

gen, z. B. die Bewerberauswahl im Rah-
men eines Interessenbekundungsverfah-
rens, befunden werden. Und wie anfangs
erwähnt, sollten, sofern gesetzliche Rege-
lungen über eine Mitbestimmung fehlen,
entsprechende Regelungen geschaffen
werden. Bezüglich der Problematik eines
Interessenbekundungsverfahrens weisen
wir noch einmal darauf hin, dass nur freie,
durch die Reform neu geschaffene oder
im Zuge der Stellenbesetzung frei wer-
dende Funktionsstellen ausgeschrieben
werden sollen. Diese Fragen müssen ins-
besondere bei den zentralen Präsidien im
Vorfeld geklärt und erklärt werden. WKi

GdP-RECHTSSCHUTZ

Dankschreiben an die Rechtsabteilung
Nachfolgendes Dankschreiben ging

bei unserer Rechtsabteilung ein, das wir
mit Einverständnis des Verfassers veröf-
fentlichen dürfen:

Sehr geehrte Frau Damm,
wie Sie aus dem beigefügten Schreiben

ersehen konnten, wurde das Strafverfah-
ren und Zivilverfahren wegen versuch-
tem Totschlag durch Schusswaffenge-
brauch zu meinem Nachteil mittlerweile
abgeschlossen und ist rechtskräftig.

Es ist mir eine Herzensangelegenheit,
Ihnen persönlich und meiner Gewerk-
schaftsorganisation GdP meinen aufrich-
tigen Dank auszusprechen, mich in dieser
Sache von Anbeginn unbürokratisch und
kollegial unterstützt zu haben. Für die
Kostenübernahme als Nebenkläger im

Strafverfahren und Kläger im Zivilver-
fahren, was wohl nicht selbstverständlich
war, meinen besonderen Dank.

Lassen Sie und die GdP nicht in ihren
Bemühungen nach, weiter dafür zu kämp-
fen, dass in solchen Verfahren, wo Polizei-
beamte im Dienst angegriffen und verletzt
werden, das Land BW endlich für dienstli-
chen Rechtsschutz und damit die anwalt-
schaftliche Vertretung der Interessen der
Beamten einzustehen hat und nicht die
durch Beiträge selbst finanziert Hilfe
durch die GdP. Ich empfand es als zusätz-
liche Demütigung und Belastung, durch
das Hinhalten meines Kopfes (Schuss-
wunde im Gesicht) im Dienst auch noch
eigenverantwortlich für meine anwalt-
schaftliche Vertretung als Nebenkläger

und für ein mir zustehendes Schmerzens-
geld sorgen zu müssen. Fürsorgepflicht
durch das Land BW muss anders ausse-
hen!! Hingegen dazu war die fürsorgliche
Betreuung durch die LPD Tübingen, die
PD Balingen (samt Konfliktberater) , das
Prev Hechingen sowie durch den Polizei-
ärztlichen Dienst und die Polizeiseelsorge
tadellos. Auch die Kollegen der Kripo Ba-
lingen haben bei der Sachbearbeitung
sehr gute Arbeit geleistet.

Allen Beteiligten sind meine Frau und
ich sehr dankbar.

Gut dass es die GdP gibt ist keine leere
Worthülse, sondern trifft uneinge-
schränkt zu.

Mit den allerbesten Grüßen
Horst-Peter Mayer
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Die Jahreshauptversammlung der
GdP-Kreisgruppe LKA am 28. März 2012
wählte Jürgen Hagdorn erneut zum Vor-
sitzenden, Dagmar Hölzl und Michael
Karpf zu stellvertretenden Vorsitzenden.
Dem neuen Vorstand der Kreisgruppe
gehören außerdem an: Henrik Stolpe
(Schriftführer), Rainer Hähle (Kassie-
rer), Stephan Vogt (Beisitzer Junge
Gruppe), Wolfgang Harlander (Beisitzer
Beamte), Brigitta Aich (Beisitzerin Ar-
beitnehmer/-innen), Ursula Mayer (Bei-
sitzerin Frauen) und Kurt Stritesky (Bei-
sitzer Senioren). Kassenprüfer sind Gün-
ther Orban und Gabriele Waldhubel.

Zu Beginn der Versammlung richtete
der Ständige Vertreter des Präsidenten
im Landeskriminalamt, Herr Ltd. KD
Klaus Ziwey, ein Grußwort an die Teil-
nehmer und hob die konstruktiv-kritische
Position der GdP zur bevorstehenden Po-
lizeireform positiv hervor. Die Verhand-
lungsleitung der Jahresversammlung
übernahm der Ehrenvorsitzende der
Kreisgruppe, Rainer Jeskulke. Er gedach-
te der beiden verstorbenen ehemaligen
Mitglieder Walter Mann und Jürgen
Herrmann. Nach dem Geschäftsbericht
des Kreisgruppenvorsitzenden, dem Fi-
nanzbericht und dem Bericht der Kassen-
prüfer wurde der gesamte Kreisgruppen-

vorstand einstimmig entlastet. Zehn Mit-
glieder der Kreisgruppe wurden vom
GdP-Landesvorsitzenden Rüdiger Sei-
denspinner für 25, 40, 50 oder 60 Jahre
Mitgliedschaft in einer demokratischen
Gewerkschaft geehrt.

In seinem Beitrag trug Rüdiger Seiden-
spinner die Position der GdP zur Polizei-
reform sehr transparent und engagiert vor
und skizzierte die Beschlusslage des Ge-
werkschaftsbeirats. Dagmar Hölzl refe-
rierte über tarifpolitische Entwicklungen
und die Anstrengungen für eine neue ta-

rifliche Altersteilzeitregelung. Schließlich
dankte Verhandlungsleiter Rainer Jes-
kulke den ausgeschiedenen Vorstands-
mitgliedern Sabine Redulez (Beisitzerin
Arbeitnehmer/-innen), Samuel Voetter
(Beisitzer Junge Gruppe), Heinz Weyrich
(Beisitzer Senioren) und Albert Obern-
dorfer (Beisitzer Sozialwerk). Nach Ab-
schluss des offiziellen Teils präsentierte
der alte und neue Kreisgruppenvorsitzen-
de Jürgen Hagdorn eine Diashow über
seine Wanderung auf dem Jakobsweg bis
nach Santiago de Compostela.

Jahreshauptversammlung der Kreisgruppe LKA

LANDESJOURNAL Baden-Württemberg

AUS DEN KREISGRUPPEN

Für langjährige Mitgliedschaft in einer demokratischen Gewerkschaft vom GdP-Landesvorsit-
zenden geehrt: Rainer Jeskulke (50 Jahre), Karl-Heinz Ruff (40 Jahre), Birgit Horlaender (25
Jahre), Landesvorsitzender Rüdiger Seidenspinner, Claudia Wild (25 Jahre), Jürgen Hagdorn
(40 Jahre), Dr. Thomas Ritter (25 Jahre), Ewald Hasert (40 Jahre), Thomas Raml (25 Jahre),
Karlheinz Schwarz (40 Jahre), Reinhold Endrich (60 Jahre)

Jahreshaupt-
versammlung

der KG Heilbronn
Die Jahreshauptversammlung der KG

Heilbronn findet am
Montag, den 21. Mai 2012, ab 16.00

Uhr
in der Kantine der Polizeidirektion/Fi-

nanzamt Heilbronn statt.

Bundesverdienstkreuz für PHK i. R. Bernd Jungel
Feierstunde im Breisacher Rathaus
Am Mittwoch hat PHK i. R. Bernd

Jungel vom Polizeirevier Breisach, zuletzt
Postenleiter beim Polizeiposten Bötzin-

gen, das Bundesverdienstkreuz der Bun-
desrepublik Deutschland, verliehen vom
Bundespräsidenten, aus der Hand von
Landrätin Dorothea Störr-Ritter in einer
würdigen Feierstunde im Rathaus Brei-

sach im Kreise zahlreicher Weggefährten
und Angehörigen erhalten.

Gewürdigt wurden sein über 30-jähri-
ges Engagement als Gemeinderat und
seine 15-jährige Tätigkeit als Kreisrat,
sein Engagement als Oberschützenmeis-
ter der Schützengesellschaft Breisach
und nicht zuletzt seine langjährige Tätig-
keit in der Gewerkschaft der Polizei und
als örtlicher sowie als Bezirkspersonalrat.
Lange Zeit war Bernd Jungel auch Perso-
nalratsvorsitzender der Polizeidirektion
Freiburg. Seine polizeiliche Tätigkeit als
echter „Freund und Helfer“ wurde in der
Laudatio besonders hervorgehoben.

Beim Revier Breisach ist man stolz,
dass ein Polizeibeamter des Reviers und
unserer Polizeidirektion diese hohe Aus-
zeichnung verdientermaßen für seine
jahrzehntelange ehrenamtliche Tätigkeit
für die Gemeinschaft erhalten hat. Re-
vierleiter Berthold Bock gratulierte im

Namen des Polizeireviers Breisach und
der PD Freiburg. Wir als Gewerkschaft
der Polizei, Kreisgruppe Freiburg, sind
stolz, dass unser Bernd Jungel diese Aus-
zeichnung erhalten hat und können uns
nur diesen Wünschen anschließen.


